
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Edgar Naujok, Markus Frohnmaier, 
Dietmar Friedhoff, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 20/383 –

Gescheiterte Vorhaben und Maßnahmen der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Fragesteller interessieren sich für die gescheiterten Vorhaben und Maß-
nahmen der deutschen Entwicklungszusammenarbeit seit dem Jahr 2011.

1. Wann gelten Vorhaben und Maßnahmen der deutschen Entwicklungszu-
sammenarbeit nach Ansicht der Bundesregierung als gescheitert, und auf 
welcher Grundlage wird dies bewertet?

Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) hat den Terminus „gescheiterte Vorhaben und Maßnahmen“ in der 
Entwicklungszusammenarbeit (EZ) bislang nicht definiert. Die Regularien der 
Bundesregierung enthalten ebenfalls keine Definition dazu, wann eine Maßnah-
me der deutschen EZ als gescheitert anzusehen ist.
Im Rahmen der Durchführung von Maßnahmen der deutschen EZ und der re-
gelmäßigen Berichterstattung wird jedoch nachgehalten, ob die Maßnahmen ih-
re Ziele erreichen.
Bewertungen von Maßnahmen der bilateralen staatlichen deutschen EZ im Zu-
ständigkeitsbereich des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (BMZ) werden durch die Durchführungsorganisationen 
in Evaluierungen vorgenommen. Bei diesen Evaluierungen handelt es sich um 
validierte Stichproben, die repräsentativ für die Gesamtzahl der Vorhaben sind. 
Diese Evaluierungen bewerten Maßnahmen mit der Gesamtnote 5, wenn sie 
überwiegend nicht erfolgreich sind bzw. trotz einiger positiver Teilergebnisse 
die negativen Ergebnisse deutlich dominieren, und mit der Note 6, wenn sie 
gänzlich erfolglos sind.
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Grundlage für die Bewertungen sind die sechs DAC-Kriterien – Relevanz, Ko-
härenz, Effektivität, Effizienz, entwicklungspolitische Wirkungen (Impact) und 
Nachhaltigkeit. Auf die im Internet zugänglichen „Leitlinien für die Evaluie-
rung der Entwicklungszusammenarbeit“ (https://www.bmz.de/resource/blob/92
884/08507d1204d093141b5f00bf5cbb8db7/bmz-leitlinien-evaluierung-202
1.pdf) wird hingewiesen.

2. Wie hoch ist der Anteil der als gescheitert geltenden Vorhaben und Maß-
nahmen am Gesamtportfolio der deutschen Entwicklungszusammenarbeit 
seit dem Jahr 2011 (ggf. bitte schätzen und nach Modalität der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit aufschlüsseln)?

Der Anteil der mit der Gesamtnote 5 oder 6 bewerteten Vorhaben im Rahmen 
der Finanziellen Zusammenarbeit beträgt im angegebenen Zeitraum 3,1 Prozent 
und im Rahmen der Technischen Zusammenarbeit 0,13 Prozent, jeweils gemes-
sen an der Grundgesamtheit aller evaluierten Projekte.

3. Welche Vorhaben und Maßnahmen der deutschen Entwicklungszusam-
menarbeit sind seit dem Jahr 2011 gescheitert (bitte nach Haushaltstitel, 
Partnerland, Projektbezeichnung, Projektnummer bzw. BMZ-Nummer 
[BMZ = Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung], Durchführer bzw. Träger, Laufzeit, Kosten und Zielsystem auf-
schlüsseln)?

a) Aufgrund welcher Umstände sind die jeweiligen Vorhaben und Maß-
nahmen nach Kenntnis bzw. nach Ansicht der Bundesregierung ge-
scheitert?

b) Welche Schlussfolgerungen zog die Bundesregierung aus den jeweils 
gescheiterten Vorhaben und Maßnahmen, und wurden hieraus konkre-
te Handlungsempfehlungen für zukünftige Vorhaben und Maßnahmen 
abgeleitet?

c) Wann genau wurden die entsprechenden Vorhaben und Maßnahmen 
nach Kenntnis der Bundesregierung als gescheitert bewertet?

d) Welche Vorhaben und Maßnahmen wurden trotz der Bewertung als 
„gescheitert“ fortgeführt, welche wurden vorzeitig beendet?

Die Fragen 3 bis 3d werden gemeinsam beantwortet. Auf die Tabelle in Anlage 
1 wird verwiesen. Außerdem wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen.
Hinsichtlich der Angabe von Projektnummern bzw. BMZ-Nummern wird auf 
die Antwort der Bundesregierung zu Frage 1 der Kleinen Anfrage der Fraktion 
der AfD auf Bundestagsdrucksache 19/25743 verwiesen.
In der Spalte „Durchführungspartner gemäß Durchführungsvereinbarung“ der 
tabellarischen Übersicht wird in einer Zeile der Begriff „lokaler Durchfüh-
rungspartner“ verwendet und nicht die konkrete – oft private – Institution be-
nannt. Dies geschieht vor dem Hintergrund, dass das Bankgeheimnis die KfW 
als reguliertes Institut in ihren geschäftlichen Tätigkeiten umfassend bindet und 
gegenüber ihren Geschäftspartnerinnen und Geschäftspartnern verpflichtet. Die 
KfW nimmt mit ihrem gesetzlichen Förderauftrag im Rahmen der EZ auch 
zahlreiche Finanzierungsmaßnahmen wahr, deren Umsetzung durch eine Be-
einträchtigung der Vertraulichkeit gefährdet wäre. Im Falle einer vertragswidri-
gen Offenlegung kundenbezogener Informationen von Geschäftspartnerinnen 
und Geschäftspartnern würde sie nicht länger als Institution wahrgenommen, 
die in bankentypischer Weise geschäftliche Daten ihrer Partnerinnen und Part-
ner vertraulich behandelt. Dies würde ihren gesetzlichen Förderauftrag gefähr-
den, da die KfW ihre Funktion nur im Rahmen einer geschützten Vertraulich-
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keitssphäre erfüllen kann, die von ihren Geschäftspartnerinnen und Geschäfts-
partnern erwartet wird. Bei einer weitergehenden Aufschlüsselung wäre damit 
zugleich die funktionsgerechte und adäquate Aufgabenerfüllung der Bundes-
regierung in der EZ gefährdet. Eine vertrauliche Behandlung der oben genann-
ten Informationen ist grundlegende Voraussetzung für die erfolgreiche Zusam-
menarbeit der Bundesregierung mit Dritten. Ein möglicher Vertrauensverlust 
der Durchführungspartner wäre auch dann zu befürchten, wenn die Nennung 
als Verschlusssache erfolgt. Damit bliebe die Bundesregierung in der Wahrneh-
mung ihrer entwicklungspolitischen Aufgaben auch bei einer Weitergabe unter 
Verschluss erheblich gefährdet. Daher kann ein auch nur geringfügiges Risiko 
des Bekanntwerdens der Namen nicht hingenommen werden, weshalb nach 
konkreter Abwägung zwischen dem Schutz der funktionsgerechten und adäqua-
ten Aufgabenwahrnehmung mit dem parlamentarischen Informationsrecht hier 
ausnahmsweise ersteres überwiegt.

4. Welche Art von Vorhaben und Maßnahmen der deutschen Entwicklungs-
zusammenarbeit sind nach Ansicht der Bundesregierung besonders anfäl-
lig für Mittelfehlverwendungen?

Nach Ansicht der Bundesregierung kann keine Art von Maßnahme von vornhe-
rein als besonders anfällig für Mittelfehlverwendungen betrachtet werden.

5. Bei welchen Vorhaben und Maßnahmen der deutschen Entwicklungszu-
sammenarbeit wurde eine Unter- oder Überschreitung der Hauptkostenzei-
len von mehr als 20 Prozent festgestellt?

Wie wurden die Abweichungen jeweils begründet?

Kostenverschiebungen im Rahmen der Durchführung von Modulen der Techni-
schen Zusammenarbeit (TZ) sind fester Bestandteil einer von äußeren Faktoren 
geprägten Dynamik von Vorhaben und lassen keine Schlussfolgerungen auf ei-
ne Erfolgsbilanz der deutschen EZ zu. Die Durchführung der Vorhaben erfolgt 
grundsätzlich in der Verantwortung der Durchführungsorganisationen (DO), 
durch kontinuierliches Monitoring wird sichergestellt, dass die Module stets auf 
ihre Ziele ausgerichtet sind. Die DO informieren das BMZ über wesentliche 
Änderungen.
Die Berichtspflicht zur Unter- und/oder Überschreitung von Hauptkostenzeilen 
wurde für TZ-Module, die nach dem Schema der Gemeinsamen Verfahrensre-
form (GVR) beauftragt worden waren, ab dem 1. Januar 2018 eingeführt. Zu 
den Unter- oder Überschreitungen der Hauptkostenzeilen von mehr als 20 Pro-
zent sowie den Begründungen bei seither schlussgerechneten Vorhaben der 
Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ GmbH) wird 
auf die Tabelle in Anlage 2 verwiesen.
In den Modulen der Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe 
(BGR) sowie der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt (PTB) ist es zu kei-
nen Über- oder Unterschreitungen von Hauptkostenzeilen von mehr als 20 Pro-
zent gekommen.
Für den Zeitraum vor Einführung der neuen Berichtserfordernisse wäre eine 
differenzierte Darlegung nur mit einem erheblichen Arbeitsaufwand zu leisten, 
der das Maß der Zumutbarkeit überschreiten würde. Das Bundesverfassungsge-
richt hat in ständiger Rechtsprechung bestätigt, dass das parlamentarische In-
formationsrecht unter dem Vorbehalt der Zumutbarkeit steht (vgl. u. a. BVerf-
GE 124, 161, 197). Die Datenerfassungssysteme lassen keine Historie über 
temporäre Über- und Unterschreitungen von Hauptkostenzeilen zu. Eine händi-
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sche Auswertung würde den Vergleich der ursprünglich beauftragen Kosten-
schätzung des Vorhabens und der Schlussrechnung bedeuten. Bei ca. 1 940 
schlussgerechneten TZ-Vorhaben im Zeitraum von 1. Januar 2011 bis 31. De-
zember 2021 würde das zu einem Arbeitsaufwand von ungefähr 970 Stunden 
führen (pro Vorhaben wurden bei vorsichtiger Schätzung durchschnittlich 
30 Minuten angesetzt). Damit wäre der Einsatz einer Vollzeitarbeitskraft über 
24 Wochen erforderlich. Auch bei der Befassung mehrerer Beschäftigter steht 
dem parlamentarischen Informationsanspruch eine sehr erhebliche Bindung 
von Arbeitskraft gegenüber, die die Aufgabenerfüllung im Übrigen vollständig 
zum Erliegen bringen würde. Auch unter der Berücksichtigung der Möglichkeit 
einer weiteren Fristverlängerung ist daher der Aufwand zur Beantwortung der 
Frage für den Zeitraum vor Einführung der o. g. Berichtserfordernisse unzu-
mutbar.

6. Bei welchen Modulen der Technischen und Finanziellen Zusammenarbeit 
wurde seit dem Jahr 2011 der Auftragswert um mehr als 30 000 Euro über-
zogen?

Wie wurde die Überziehung des Auftragswerts jeweils begründet?

Im Auftragsverfahren des Bundes sind die preisrechtlichen Vorgaben der Ver-
ordnung (VO) PR Nr. 30/53 (mit den Leitsätzen für die Preisermittlung auf-
grund von Selbstkosten LSP) maßgebend. Da es sich bei den Projektaktivitäten 
in den Partnerländern vor dem Hintergrund unsicherer Rahmenbedingungen 
nicht um marktgängige Leistungen bzw. im Voraus abschließend kalkulierbare 
Leistungen handelt, werden Vorhaben der TZ an die GIZ zum Selbstkosteners-
tattungspreis beauftragt. Selbstkostenerstattungspreise werden aufgrund der tat-
sächlich angefallenen Selbstkosten gemäß einer Nachkalkulation nach Ab-
schluss des Vorhabens ermittelt. (siehe auch die Antwort der Bundesregierung 
zu Frage 50 der Kleinen Anfrage der Fraktion der AfD auf Bundestagsdruck-
sache 19/8074).
Vor 2018 wurden Vorhaben zum Selbstkostenerstattungspreis ohne Preisober-
grenze beauftragt. In der Praxis bedeutete dies für Vorhaben, dass ein grund-
sätzlicher Erstattungsanspruch der GIZ gegenüber dem BMZ bestand, sofern 
die Leistungen gemäß der VO PR bei wirtschaftlicher Betriebsführung zwin-
gend notwendig (angemessen) waren. Höhere Kosten als ursprünglich ge-
schätzt („Überschreitungen“) waren unter diesen Voraussetzungen abrechenbar.
Eine Beantwortung der Frage kann wegen des unzumutbaren Aufwandes, der 
mit der Erhebung verbunden wäre, nicht erfolgen. Das Bundesverfassungsge-
richt hat in ständiger Rechtsprechung bestätigt, dass das parlamentarische In-
formationsrecht unter dem Vorbehalt der Zumutbarkeit steht (vgl. u. a.
BVerfGE 124, 161, 197). Um Überschreitungen des Auftragsschätzwertes über 
30 000 Euro zu identifizieren, müssten die Beauftragungen mit der Schluss-
rechnung händisch verglichen werden. Bei ca. 1 940 schlussgerechneten TZ-
Vorhaben im Zeitraum von 1. Januar 2011 bis 31. Dezember 2021 würde das zu 
einem Arbeitsaufwand von ungefähr 970 Stunden führen (pro Vorhaben wur-
den bei vorsichtiger Schätzung durchschnittlich 30 Minuten angesetzt). Damit 
wäre der Einsatz einer Vollzeitarbeitskraft über 24 Wochen erforderlich. Auch 
bei der Befassung mehrerer Beschäftigter steht dem parlamentarischen Infor-
mationsanspruch eine sehr erhebliche Bindung von Arbeitskraft gegenüber, die 
die Aufgabenerfüllung im Übrigen vollständig zum Erliegen bringen würde. 
Auch unter der Berücksichtigung der Möglichkeit einer weiteren Fristverlänge-
rung ist daher der Aufwand zur Beantwortung der Frage unzumutbar.
Aufträge des BMZ an die GIZ in der TZ werden seit dem 1.  Januar 2018 mit 
Preisobergrenze beauftragt. Alle dem Vorhaben auftragsgemäß zurechenbaren 
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Einzelkosten unterliegen damit einer Kostendeckelung, höhere Einzelkosten 
können gegenüber dem BMZ nicht mehr abgerechnet werden. Für Vorhaben 
mit Preisobergrenze gibt es daher grundsätzlich keine Vorhaben, deren Auf-
tragswerte um mehr als 30 000 Euro überzogen sind.
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